
tor NEWYORK. Die US-Notenbank Federal
Reserve (Fed) hat ihre Wachstumsprognose
für 2005 leicht angehoben. So rechnet die
Fed jetztmit einemWirtschaftswachstum in
denUSA zwischen 3,75 und vier Prozent. Im
vergangenen Juli lag die Prognose noch bei
3,5 bis vier Prozent. Zugleich schraubte die
Notenbank ihre Inflationserwartungen auf
maximal 1,75 Prozent zurück. Fed-ChefAlan
Greenspan begründete den optimistischen
Konjunkturausblick damit, dass sichderAuf-
schwung „verfestigt“ habe. Greenspan wies

in seinemhalbjährlichenBericht vor demKongress darauf hin, dass
die Zinsen immer noch „ziemlich niedrig“ seien. Die Händler auf
den Anleihemärkten interpretierten das als Hinweis, dass die Fed
ihren Kurs der schrittweisen Zinserhöhungen fortsetzen wird, und
reagiertenmit Verkäufen. Auch der Aktienmarkt gab leicht nach.
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noh FRANKFURT. Zwei französi-
sche Wirtschaftsforscher sorgen
mit einer revolutionären Studie für
Furore in der Finanzwelt. Bei der
Untersuchung der US-Außenhan-
delsdefizite entwickelten sie eine
neue Methodik, die auch kurzfris-
tige Prognosen des Dollar-Wechsel-
kurses erlauben könnte.
DerpotenzielleWert einer solchen

Neuerung für die Finanzbranche ist
enorm, weil sich mit zuverlässigen
Kursprognosen sehr viel Geld verdie-
nen lässt. „Wir haben bereits einige
Anfragen vonHedge-Fonds, die gerne
unsere Datenreihe hätten“, sagte Au-
torin Hélène Rey demHandelsblatt.
Bislang lassen sich Wechselkurs-

entwicklungen der kommenden
zwei Jahre nicht vorhersagen, jeden-
falls nicht besser, als wenn man ein-
fach annimmt, der künftige Kurs
werde dem heutigen entsprechen.
Dieser Effekt ist als so genanntes
Meese-Rogoff-Paradox bekannt.
Ihren Erkenntnisgewinn verdan-

ken die beiden Autoren, die an re-
nommierten US-Universitäten leh-

ren, einerneuenDatenreihe zumUS-
Auslandsvermögen, die sie akri-
bisch aus verschiedenen öffentli-
chen Quellen zusammengestellt ha-
ben. Da das Auslandsvermögen der
Amerikaner von über 7 000 Milliar-
den Dollar überwiegend auf auslän-
dische Währung lautet, macht eine
Abwertung des Dollars die USA rei-
cher. Außenhandelsdefizite, die bis-
her meist den Kern von Wechsel-
kursprognosemodellen ausmach-
ten, werden dadurch zum Teil kom-
pensiert, manchmal sogar überkom-
pensiert.
Einer der Namensgeber des

Meese-Rogoff-Paradoxes, der Har-
vard-Professor und ehemaligeChef-
volkswirt des Internationalen Wäh-
rungsfonds, Ken Rogoff, lobt die
neueDatenreihe. „Das ist eine phan-
tastische Studie, die die wissen-
schaftlicheDiskussion enormberei-
chert“, sagte Rogoff dem Handels-
blatt. Allerdings möchte er vor ei-
nemabschließendenUrteil dieProg-
nosetauglichkeit im Praxistest be-
wiesen sehen.
� WISSENSWERT SEITE 6

US-Notenbank blickt
optimistischer nach vorn
MehrWachstum, weniger Inflation

Forscher entwickeln neue
Dollarkurs-Prognose
Erstmals kurzfristige Vorhersagen möglich
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bac/HB WASHINGTON/BERLIN.
Der Iran und Syrien haben gestern
überraschend eine „gemeinsame
Front“ gegen die USA angekündigt.
„Wir sind bereit, Syrien in allen Punk-
ten gegen Bedrohungen zu helfen“,
sagte Irans Vizepräsident Moham-
med Resa Aref nach einem Treffen
mit SyriensMinisterpräsidentenNad-
schi el Otari in der iranischen Haupt-
stadt. Gleichzeitig will die US-Regie-
rung den wirtschaftlichen und diplo-
matischenDruck auf Syrienmassiv er-
höhen. US-Präsident GeorgeW. Bush
wirft dem Iran vor, nach Atomwaffen
zu streben. Syrien verdächtigt er, Ter-
roristen zu unterstützen.
Nachdem die USA in den vergan-

genen Wochen verstärkt auf einen
politischen Wechsel im Iran und in
Syrien gedrängt hatten, sagte Sy-
riens Ministerpräsident: „Dieses
Treffen, das zu einer sensiblen Zeit
stattfindet, ist wichtig, besonders
weil Syrien und der Iran vor mehre-
ren Herausforderungen stehen und
es notwendig ist, eine gemeinsame
Front zu bilden.“ Aref sicherte Sy-
rien für den Fall eines amerikani-
schenMilitärschlags Unterstützung
zu. „Wir sind bereit, Syrien zu hel-
fen, wo immerwir können.“
Der Nahost-Beauftragte der

USA, William Burns, forderte Sy-
rien gestern amRandederTrauerfei-
erlichkeiten für den am Montag er-
mordeten früheren libanesischen
Ministerpräsidenten Rafik el Hariri
ultimativ auf, seine rund 14 000 Sol-
daten „vollständig und unverzüg-
lich“ aus dem Libanon abzuziehen.
„Hariris Tod sollte dem Ziel eines
freien, unabhängigen Libanons
neuen Auftrieb geben“, sagte er.
Hunderttausende Libanesen nutz-
ten den Trauermarsch für Hariri zu
einemMassenprotest gegendie syri-

sche Vormacht. „Syrien raus, Syrien
raus“, skandierte die Menge, wäh-
rend sieHariris Sarg auf demWeg in
eine Moschee im Zentrum Beiruts
begleitete.Oppositionspolitikerma-
chen Syrien für das Attentat verant-
wortlich, bei dem neben Hariri wei-
tere 14 Menschen starben. Frank-
reichs Staatschef JacquesChirac for-
derte bei der Trauerfeier eine lü-
ckenlose Aufklärung des Attentats.
Obwohl Damaskus jede Beteili-

gung an dem Anschlag ausschloss,
sagte eUS-AußenministerinCondo-
leezza Rice, die syrische Regierung
befinde sich auf einem Weg, „auf
demsich die Beziehungen nicht ver-
bessern, sondern verschlech-
tern“.Ein hochrangiger Mitarbeiter
desWeißenHauses sagte demHan-
delsblatt: „Wir prüfen mehrere Op-
tionen.“Möglich sei beispielsweise,
syrische Guthaben in den USA ein-

zufrieren. Außerdem könnte eine
Exportsperre für viele US-Güter
verhängt werden. Präsident Bush
hatte amerikanischen Unterneh-
men schon vor Jahren verboten,
Waffen, Munition sowie Güter, die
zivil und militärisch genutzt wer-
den können, an Syrien zu verkau-
fen. Nach Angaben des Mitarbei-
ters des Weißen Hauses prüft die
US-Administration auch, die Bewe-
gungsfreiheit syrischerDiplomaten
in denUSA einzuschränken.
Die schnelle US-Reaktion auf die

Ermordung Hariris bestätigt diplo-
matischen Kreisen zufolge Bushs
Entschlossenheit, seine Strategie
der Demokratisierung des Nahen
Ostens umzusetzen und den Druck
auf autoritäre Regime zu erhöhen.
Bereits in seiner Rede zur Lage der
Nation Anfang Februar hatte er Sy-
rien und den Iran als maßgebliche

Unterstützer des internationalen
Terrorismus gebrandmarkt.
Teheran drohte gestern, unbe-

mannte Spionagedienste, mit denen
die US-Regierung auf iranischem
Territorium Erkenntnisse über ein
mögliches Atomwaffenprogramm
und Schwächen der Luftabwehr ge-
winnenwill, abzuschießen. „Unsere
Atom- und Militäranlagen sind
rechtmäßig, und deswegen würden
wir jedeDrohne abschießen, die ver-
sucht, sie auszuspionieren“, sagte
Geheimdienstchef Ali Junesi.
Für zeitweilige Verwirrung im

Streit über das iranische Atompro-
gramm sorgten Berichte über eine
Explosion in der iranischen Provinz
Buschehr, wo Ende 2005 einmit rus-
sischer Hilfe gebauter iranischer
Atomreaktor den Betrieb aufneh-
men soll. Die USA und Israel versi-
cherten umgehend, sie hätten mit
dem Vorfall nichts zu tun. Ein Spre-
cher des Nationalen Sicherheitsra-
tes inTeheran sagte,UrsachederEx-
plosion seien Sprengarbeiten für ei-
nen Staudamm gewesen. „Was im-
mer passiert ist, es hatte nichts mit
unserer Atomanlage zu tun“, sagte
er. Die Stadt Dailam, wo sich die Ex-
plosion ereignete, liegt 150 Kilome-
ter von demAtomreaktor entfernt.
Bundesaußenminister JoschkaFi-

scher habe seinen iranischen Kolle-
genKamel Charrasi bei demTreffen
in Berlin aufgefordert, dass der Iran
alles unterlassen solle, was den Frie-
densprozess im Nahen Osten unter-
laufen könne, hieß es aus Delegati-
onskreisen. Damit sei etwa die Un-
terstützung für die Hisbollah ge-
meint. In Berlin hieß es zudem, es
sei nicht günstig für den Iran, wenn
das LandnundenEindruck einer en-
gen Allianzmit Syrien erwecke.
� TAGESTHEMA SEITE 2
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D eutschland und Frankreich
machen sich in trauter Ein-

tracht dafür stark, dasWaffenem-
bargo gegen die Volksrepublik
China noch in der ersten Hälfte
dieses Jahres aufzuheben. DieAr-
gumente, die BundeskanzlerGer-
hard Schröder und die französi-
scheVerteidigungsministerinMi-
chèle Alliot-Marie dafür vorbrin-
gen, sind gleich in mehrfacher
Hinsicht falsch und gefährlich.
Argument eins des deutsch-

französischen Duos: Das Em-
bargo sei allein wegen des chine-
sischen Massakers 1989 verhängt
worden, inzwischen seien jedoch
beachtliche Liberalisierungsfort-
schritte imReich derMitte zu be-
obachten. Wahr ist jedoch: Auch
die jetzige Führung weigert sich
beharrlich, das damalige Blutbad
zu verurteilen. Sie unterdrückt
nach wie vor brutal jede politi-
sche Opposition im Lande. Argu-
ment zwei:
China be-
drohenieman-
den. Wahr ist
jedoch: Pe-
king hat seine
Gewaltdro-
hungen gegen
Taiwan seit
1989 weiter
verschärft.
Argument

drei: EineAuf-
hebung des
Embargos sei
im Interesse
der europäischen Industrie im
Allgemeinen und der Rüstungs-
hersteller im Besonderen. Wahr
ist: Für die deutsche Verteidi-
gungswirtschaft sind die wahr-
scheinlichen Folgen eines Streits
mit den Amerikanern in dieser
Frage viel gravierender als die
möglichenVorteile imChina-Ge-
schäft. Argument vier: Das Ex-
portverbot werde ohnehin unter-
laufen. Wahr ist: Bisher konnten
sich die Chinesen keine fortge-
schrittenen Waffentechnologien
aus demWesten besorgen.
Alliot-Marie hat nun noch ein

besonders dümmliches Argu-
ment nachgeschoben: Wenn man
den Chinesen keine europäi-
schen Waffen liefere, werde die
dortige Rüstungsindustrie sie
selbst entwickeln, was langfristig
viel gefährlicher sei. Mit dieser
absurden Logik könnte man auch
die Lieferung von Atomraketen
an den Iran begründen.
Nach denWorten des Bundes-

kanzlers geht es bei dem ganzen
Streit nur um ein „Symbol“.
Selbst wenn das stimmen würde:
Solange sich die chinesische Füh-
rung nicht vom Massaker distan-
ziert und auf Gewalt gegen Tai-
wan verzichtet, ist eine Aufhe-
bung des Embargos das falsche
Symbol zur falschen Zeit.
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slo BONN. Die Deutsche Telekom
will mit neuen TarifenMarktanteils-
verluste im Festnetzgeschäft stop-
pen.WiederKonzerngestern ankün-
digte, können Kunden künftig gegen
einen monatlichen Aufschlag von
9,95 Euro unbegrenzt ohne weitere
Kosten imOrtsnetz telefonieren. Zu-
dem sollen ab März die Minuten-
preise aller Gespräche sinken. „Wir
wollen unsereMarktposition halten,
und die neue Tarifstruktur wird
dazu beitragen“, sagte Achim Berg,
Marketing- und Vertriebsvorstand
der Telekom-Festnetzsparte T-Com.
Der ehemalige Monopolist hat in

jüngster Zeit vor allem im Ortsnetz
Marktanteile verloren. Etwa 33 Pro-
zent aller Gesprächsminuten in die-
sem Segment sind im Jahr 2004
nachAngabendesTelekom-Regulie-
rers über die Netze der Telekom-
Konkurrenten abgewickelt worden
– nach 17 Prozent im Vorjahr. Insge-
samt steigerten die Konkurrenten
2004 ihrenMarktanteil bei Festnetz-
telefonaten um drei Prozentpunkte
auf 46 Prozent.

Das Festnetzgeschäft ist der
größte Umsatz- und Gewinnbringer
der Telekom. 2003 setzte die Sparte
knapp 30Mrd. Euro um und fuhr vor
Zinsen, Steuern und Abschreibun-
gen einen Gewinn (Ebitda) von gut

10Mrd. Euro ein. Damit erwirtschaf-
tet das Festnetz mehr als die Hälfte
des Konzern-Ebitda.
Während die Telekom das Ergeb-

nis dieses Konzernbereichs durch
Stellenabbau und andere Einschnitte
leicht steigert, sinkt jedoch der Um-
satz. Das Unternehmen versucht
dies durch die Einführung von neuen
Pauschalen – so genannten Flatrates
– abzumildern, auf diese Weise die
kalkulierbaren Einnahmen zu erhö-
hen und unabhängiger von den
schwankenden Minutenumsätzen zu
werden. „Die Pauschaltarife sind so
konstruiert, dass die Telekom damit
Geld verdienen kann, während es
sich fürdieKundenhäufig nicht rech-
net“, sagt Joeri Sels, Analyst bei der
DZ Bank. Nach seiner Einschätzung
könnten die Tarifsenkungen zu Um-
satzverlusten im kleineren dreistelli-
genMillionenbereich führen. Das sei
aber hinnehmbar, denn andererseits
verbessere sich die Umsatzstruktur,
und derMarktanteil werde sich wohl
stabilisieren.
� MEINUNG SEITE 7
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Der Westen ist über den Umgang
mit dem Regime in Teheran zerstrit-
ten – ein Umstand, den sich die Mul-
lahs geschickt zu Nutze machen.
� USA: Seit dem Geiseldrama in
der US-Botschaft Ende der siebzi-
ger Jahre sind die
Beziehungen zu Te-
heran frostig. Im
Streit um das irani-
sche Nuklearpro-
gramm verfolgt
Washington eine
klare und harte Li-
nie: Atomwaffen in
Teheran sind nicht
akzeptabel, ein mi-
litärisches Eingrei-
fen wird nicht aus-
geschlossen.

� EU: Die Europäer setzen auf
eine Verhandlungslösung mit dem
Iran. Trotz einiger diplomatischer
Erfolge, etwa nach einer Teheran-
Visite der Außenminister der gro-
ßen EU-Länder, gelang es der EU

aber nicht, den
Konflikt beizule-
gen. Dennoch
zeigte sich Außen-
minister Joschka
Fischer gestern
nach Gesprächen
mit seinem irani-
schen Kollegen Ka-
mal Charrasi
(Foto, links) verhal-
ten optimistisch
über eine Eini-
gung.

Iran und Syrien schmieden
Allianz gegen die USA
Teheran verspricht Damaskus Unterstützung bei einem amerikanischen Militärschlag

Alan Greenspan

Die britische Autoindustrie
blüht. Zwar gibt es keinen ernst
zu nehmenden selbstständigen
Konzern mehr. Doch Ausländer
lassen ihre Autos in Großbritan-
nien fertigen oder haben traditi-
onsreiche Marken wie den Mini
wiederbelebt. SEITE 8

Bernd Ziesemer
Chefredakteur
Handelsblatt

Telekom reagiert mit neuen Preisen
auf bröckelnde Marktanteile
Konzern führt zum ersten Mal Monatspauschale im Ortsnetz ein
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Der Trauerzug für den ermordeten früheren libanesischen Ministerpräsidenten Rafik Hariri geriet gestern zu einer anti-syrischen Demonstration.
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V onMonat zu Monat eindringli-
cher fordern europäische Re-

gierungschefs und die Europäische
Zentralbank die US-Regierung auf,
etwas gegen gegendas hohe und im-
mer noch wachsende Leistungsbi-
lanzdefizit des Landes zu unterneh-
men. Es führt aus ihrer Sicht zu ei-
ner auf Dauer untragbaren Aufblä-
hung der Auslandsschuld der USA.
Diese könnte sich irgendwann in ei-
nemregelrechtenDollar-Crash ent-
laden, so ihre Sorge.
Doch anstatt immer schlimmer

zuwerden, hat sich
das Problem in den
vergangenen Jah-
renweitgehend un-
bemerkt fast aufge-
löst, argumentie-
ren zwei französi-
sche Ökonomen,
die an denUS-Uni-
versitäten Prince-
ton und California
at Berkeley lehren.
Auf zwei Sätze

zusammengefasst
besagt ihre Studie:
Weil sich die USA
als Leitwährungs-
land in eigener
Währungverschul-
den können, wer-
den sie durch eine Abwertung rei-
cher.Undweil die internationale Fi-
nanzverflechtung rapide zunimmt,
können sich die USA immer höhere
Defizite im Außenhandel leisten.
Hélène Rey und Pierre-Olivier

Gourinchas stützen ihreBehauptun-
gen mit einer wissenschaftlichen
Studie, die Neuland betritt. Obwohl
sie erst als Arbeitspapier des For-
schungsnetzwerks CEPR veröffent-
licht ist, sorgte sie bereits in akade-
mischen Zirkeln und in der Finanz-
marktszene für Aufsehen.
Die Kernthese lautet: Der Abbau

eines außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewichts, der früher oder spä-
ter immer stattfindet, vollzieht sich
nicht allein darüber, dass unter-
stützt von einem fallenden Dollar
die Exporte steigen und die Im-
porte fallen. Der bislang wegen
mangelnder Daten unterbelichtete
zweite Kanal, den die Forscher ins
Blickfeld rücken, ist die Neubewer-
tung des Auslandsvermögens der
USA, diemit einerWährungsabwer-
tung einher geht.
UmdenVermögenseffekt quanti-

fizieren zu können, war es nötig, zu
ermitteln, wie viel Auslandsvermö-
gen die Amerikaner brutto in den
verschiedenen Währungsgebieten
halten. Dazuhabendie beidenAuto-
ren in mühevoller Kleinarbeit eine
neue, bisher nicht verfügbareDaten-
reihe zum US-Auslandsvermögen
in verschiedenen Währungsgebie-
ten und zum Auslandsvermögen in
denUSA erstellt.
Allerdings haben sie bisher nur

die Methodik veröffentlicht, nicht
die Daten selbst. Nach den Recher-

chen der Autoren sind 70 Prozent
des US-Auslandsvermögens von
rund 7 000Mrd. Dollar (Ende 2003)
in fremder Währung denominiert,
während das Auslandsvermögen in
denUSA von rund 10 000Mrd. Dol-
lar ganz überwiegendaufDollar lau-
tet. Fällt der Dollar, wie er es in den
letzten Jahren nachhaltig getan hat,
steigt das US-Auslandsvermögen in
Dollar gerechnet kräftig an, wäh-
rend sich die Auslandsverbindlich-
keiten kaumändern. „Eine zehnpro-
zentige Abwertung des Dollar be-

deutet einen Ver-
mögenstransfer
aus dem Ausland
in dieUSA inHöhe
von fünf Prozent
des Bruttoinland-
sprodukts“ heißt
es in der Studie.
Das bedeutet:
Wenn der Dollar
um zehn Prozent
abwertet, bleibt
der Auslandsver-
mögensstatus der
USA selbst dann
unverändert, wenn
dasAußenhandels-
defizit fünf Pro-
zent des BIP aus-
macht. Das ist

wichtig, denn die vermeintlich auf
Dauer ins unermessliche steigende
Auslandsverschuldung ist das
Hauptargument, warum hohe und
steigende Defizite langfristig nicht
tragfähig sind.
Auf Grund des Vermögensef-

fekts der starkenDollar-Abwertung
der vergangenen Jahre sei das Un-
gleichgewicht in den wirtschaftli-
chen Außenbeziehungen der USA
seit 2003 deutlich kleiner gewor-
den, schreiben die Autoren - und
das, obwohl das Leistungsbilanzde-
fizit der USA 2004 auf über 600
Mrd.Dollar angewachsen ist undda-
mit für wachsende währungsdiplo-
matische Aufregung gesorgt hat.
„Wenn der Dollar in den nächsten
zwei Jahrenum insgesamt zehnPro-
zent abwertet, reicht das bereits,
um das Gleichgewicht herzustel-
len“, gibt Rey Entwarnung. Denn
nach den Berechnungen der beiden
Autoren betrug das um die Vermö-
genseffekt korrigierteDefizit imers-
ten Quartal 2004 nur noch sieben
Prozent der Exporterlöse, gegen-
über fast zwanzig Prozent zum letz-
ten Höhepunkt ein Jahr zuvor.
Mitte der achtziger Jahre hatte der
Fehlbetrag sogar mehr als 27 Pro-
zent der Exporterlöse betragen.

REINHOLD VETTER
HANDELSBLATT, 17.2.2005
WARSCHAU. Liberale Spitzenpoliti-
ker planen die Gründung einer Zen-
trumspartei, die Polens Parteiensys-
tem grundsätzlich neu ordnen
würde. Hinter der Initiative stehen
prominente bürgerlich-liberale
Kräfte wie Ex-Ministerpräsident Ta-
deuszMazowiecki ebensowie sozial-
liberale Politiker wie Wirtschaftsmi-
nister Jerzy Hausner. Sie wollen ver-
hindern, dass es bei der Parlaments-
wahl in diesem Jahr zu einemRechts-
rutsch kommt, der auch für die Euro-
papolitik des EU-NeumitgliedesKon-
sequenzen hätte. Eine solche Partei
würde erstmals seit Polens System-
wechsel den Graben zwischen Anti-
kommunisten undPostkommunisten
überbrücken.
Hausner war kürzlich aus dem re-

gierenden postkommunistischen
Linksbündnis SLDausgetreten. Auch
dem parteilosen Premier Marek
Belka werden Sympathien für die
neue Initiative nachgesagt. DieGrup-
pierung will eine Alternative zu den
dahinsiechenden Linken bieten, aber
auch den konservativ-nationalisti-
schen Parteien Paroli bieten. Den
rechten Parteien werden bislang
gute Chancen eingeräumt, die
nächsteWahl zu gewinnen.
Mazowiecki und seine Mitstreiter

hoffen auf genugStimmen, umbeiKo-
alitionsverhandlungen der konserva-
tiv-nationalistischen Parteien eine
Rolle zu spielen. „Das vomZwist zer-
rissene Polen braucht einen Motor,
der das Land wieder nach vorne

bringt“, sagteMazowiecki. Vonunab-
hängigenBeobachternwerdendieEr-
folgsaussichten eines liberalen Zen-
trums allerdings als gering einge-
schätzt. „Wenige Monate vor der
Wahl ist es zu spät, einwirksamesGe-
gengewicht gegen Rechts und Links
aufzubauen“, sagt der renommierte
Soziologe Tadeusz Szawiel.

Hausner hatte die Minderheitsre-
gierung vonPremier Belka noch stär-
ker ins Schlingern gebracht. Belka
stützt sichhauptsächlich auf die post-
kommunistische SLD. Diese Partei
besitzt zwar die relativeMehrheit im
Parlament, kommt in Wählerumfra-
gen aber nur auf Werte unter 10 Pro-
zent. Vor allem die vielen Korrupti-
onsskandale in der Amtszeit des frü-
heren Premiers Leszek Miller haben
den Linken das politische Genick ge-
brochen. Belka weigerte sich, Haus-
ner nach dem Parteiaustritt auch aus
der Regierung zu entlassen – was
ihm heftige Kritik eintrug. „Damit
hat ein kalter Krieg zwischen uns

und der Regierung begonnen“, sagte
ein führender SLD-Funktionär im
Parlament. Die Linkenhatten seit lan-
gem Hausners Plan zur Sanierung
der Staatsfinanzen imParlament hin-
tertrieben.
Aktuelle Spitzenreiter in den Um-

fragen sind die konservative Bürger-
plattform (PO) mit 27 Prozent und
die katholisch-nationalistische Par-
tei „Recht und Gerechtigkeit“ (PiS)
mit 15 Prozent. Sie wollen zusammen
die Regierung bilden. Als Minister-
präsident ist PO-Sprecher Jan Maria
Rokita vorgesehen. Sollten die Kon-
servativen die Macht übernehmen,
muss sich die EU auf neue Probleme
mit Polen einstellen. „Grundsätzlich
befürworten wir die Mitgliedschaft
in der EU, aber die neue Verfassung
schwächt die Position unseres Lan-
des“, sagte PiS-Chef Jaroslaw
Kaczynski. Bislang zeigen beide Par-
teien keine Bereitschaft, die Bürger
zu einem Ja beim EU-Verfassungsre-
ferendum imHerbst aufzurufen.
Vor allem innenpolitisch wollen

die Konservativen die Zügel anzie-
hen. „Notwendig ist die Zurückdrän-
gungdesPostkommunismus, die Säu-
berung des Staates und die Schaffung
eines neuen politischen Zentrums“,
sagte Kaczynski. Wirtschaftspoli-
tisch gehen die Meinungen der bei-
den Parteien allerdings weit ausei-
nander. Die Bürgerplattform will das
Budget straffen und die Steuern sen-
ken. Dagegen befürwortet Kaczynski
höhere Staatsausgaben zur Lösung
wirtschaftlicher und sozialer Pro-
bleme.

Von NORBERT HÄRING

P.O. Courinchas, H. Rey
(2005): International
Financial Adjustment.
CEPR Discussion Paper Nr. 4923.

@ Fragen, Anregungen, Kritik:
hb.wissenswert@vhb.de

ERIC BONSE
HANDELSBLATT, 17.2.2005
BRÜSSEL. Das Europaparlament
schaltet sich in die Strategiedebatte
der EU ein. Europa dürfe kein „tech-
nokratisches Projekt“ werden und
brauche „eine stärkere Beteiligung
der Völker und ihrer Vertreter“,
sagte Parlamentspräsident Josep
Borrell im Gespräch mit dem Han-
delsblatt. Deshalb hat Borrell den
Bundestag und die anderen nationa-
lenParlamente der 25 EU-Staaten zu
zwei hochkarätigen Konferenzen
nach Brüssel eingeladen. Es ist das
erste Mal, dass das Europaparla-
ment die nationalen Abgeordneten
in die Zukunftsdebatte einschaltet.
Bereits am 16. und 17. März soll in

Brüssel eine erste interparlamentari-
sche Konferenz zur so genannten
Lissabon-Agenda stattfinden. Dabei
geht es um die Steigerung der Wett-
bewerbsfähigkeit Europas, aber
auch um die umstrittene Dienstleis-
tungs-Richtlinie zur grenzüber-
schreitenden Öffnung des Service-
sektors. Im April ist eine weitere
Konferenz zur mittelfristigen Fi-
nanzplanung der EU für die Jahre
2007 bis 2013 geplant. Dabei dürfte
der Streit um die von Deutschland
und fünf anderenEU-Ländern gefor-
derte Deckelung des EU-Budgets
bei 1 Prozent des Bruttonationalpro-
dukts imMittelpunkt stehen.
An der Konferenz zur Lissabon-

Agenda sollen neben Parlamenta-
riern aus allen 25 Ländern auch EU-
Kommissionschef José Manuel Bar-
roso und Industriekommissar Gün-

ter Verheugen teilnehmen. Beide
hatten kürzlich eine Überarbeitung
und Straffung der Agenda angekün-
digt. Dennoch bleibe die neue Zu-
kunftsstrategie unklar, kritisierte
Borrell. Vor allem der Zusammen-
hang zwischen Wettbewerbsfähig-
keit einerseits und den sozial- und
umweltpolitischen Zielen der
Union anderseits sei schwammig.
Der Spanier warnte zugleich da-

vor, die EU-Abgeordneten bei der
Dienstleistungsrichtlinie zu überge-
hen. „Wenndas Parlament nein sagt,
kommt die Richtlinie nicht“, sagte
er unter Verweis auf das Mitent-
scheidungsrecht der Straßburger
Kammer.DieKommissionmüsse ih-
ren umstrittenen Entwurf ändern,
wenn sie kein Scheitern riskieren
wolle. Ähnlich äußerte sich Evelyne
Gebhardt (SPD), die zuständige Be-
richterstatterin des Parlaments. Das
so genannte Herkunftslands-Prin-
zip müsse durch einen gemein-
schaftlichen Ansatz ersetzt werden.
Der bisherige Entwurf berge die Ge-
fahr des „sozialen Dumpings“.
Kritisch äußerte sich Borrell

auch zur Forderung Deutschlands,
das EU-Budget zu deckeln. Man
könne nicht ständig „mehr Europa
mit mehr Europäern“ fordern und
zugleich die Ressourcen der EU be-
grenzen. Sollten sich Deutschland
und andere Nettozahler durchset-
zen, stünden derUnion von 2007 bis
2013 insgesamt 210 Mrd. Euro weni-
ger zur Verfügung. Dies entspreche
einer Kürzung um zwei Jahresbud-
gets, so Borrell: „Das reicht nicht.“

MICHAEL BACKFISCH, CHRISTOPH RABE
HANDELSBLATT, 17.2.2005
WASHINGTON/DÜSSELDORF. Die
transatlantischen Handelsbeziehun-
gen sind besser als ihr Ruf. In die
Schlagzeilen gerät das Beziehungsge-
flecht immer, wenn Interessen der
EU und der USA hart aufeinander
prallen. Das war im Bananen-Streit
so, bei der Weigerung der EU, hor-
monbehandeltes Rindfleisch zu im-
portieren oder bei der Verhängung
von Stahlzöllen durch die USA. Der-
zeit kabbeln sich beide um Flugzeug-
subventionen.Dochderweitaus über-
wiegende Teil des Handel läuft ohne
Reibereien.
Vor Jahren sorgten die Streitereien

noch für den großen Showdown: Die
Welthandelsorganisation (WTO)
musste eingreifen. Heute tragen USA

und EU ihre Meinungsverschieden-
heiten lieber bilateral am Konferenz-
tisch aus. Bei der härtestenNuss, dies
es derzeit zu knacken gibt, dem Sub-
ventionsknatsch zwischen Boeing
und Airbus, haben sich beide Seiten
dafür eine 90-tägige Frist eingeräumt.
Die Gespräche sind äußerst

schwierig, denn bei der Definition
von Subventionen prallen zwei Wel-
ten aufeinander: Die Europäer bekla-
gen, dass Boeing durch zahlreiche
Aufträge von der Nasa und dem US-
Verteidigungsministerium Wettbe-
werbsvorteile einfliegt. Die Amerika-
ner wenden ein, dass Airbus seit sei-
nemStart 1967 rund 15MilliardenDol-
lar an öffentlichen Anschubkrediten
erhalten habe. Darüber hinaus kämen
die Muttergesellschaften EADS und
BAE Systems in den Genuss lukrati-
verMilitärkontrakte.
Auch wenn die Verhandlungen die

90-Tage-Frist weit überschreiten soll-
ten, rechnen Experten nicht mit dem
großen Knall. „USA und EU sind im
zivilen Luftfahrtsektor zu sehr mitei-
nander verzahnt: Eine Eskalation
würde beiden Seiten schaden und
passt nicht ins politische Gesamt-
bild“, betont Klaus-Dieter Ordemann
vom US- Büro des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie. So hat Air-
bus einNetz vonmehr als 20 amerika-
nischen Zulieferbetrieben. EADS
baut einHubschrauberwerk inMissis-
sippi und hofft auf einen Auftrag des
Pentagons für neueTankflugzeuge.
Ähnliches gilt für den Konflikt um

die US-Exportsubventionen in Off-
shore-Gebieten (Foreign SalesCorpo-
rations). DerKongress hatte die staat-

lichen Finanzspritzen zwar abge-
schafft, denUS-Konzernen aber zwei-
jährige Übergangsregelungen sowie
Bestandsschutz für geltendeVerträge
beschert. Die EU hält diese Hilfen für
unzulässig.Die genehmigten Sanktio-
nen hat sie aber bis zur Klärung
durch die WTO im Herbst ausge-
setzt. Die Genfer Organisation hatte
der EU gestattet, US-Importe mit
Strafzöllen bis zu 4Mrd. Dollar zu be-
legen.
Fachleute rechnen nicht damit,

dass die Sanktionskeule ihre Wucht
entfaltet. „Die EU wird einen für sie
positivenWTO-Bescheid nutzen, um
auf die Amerikaner in der Airbus-
Frage auszuüben. Das Ganze ist eine
Poker-Partie“, sagt Gary Hufbauer
vomInstitute for International Econo-
mics inWashington. „Sollte dieWTO
feststellen, dass Teile der neuen US-

Exportregelung gegen die Welthan-
delsregeln verstoßen, werdenwir un-
sere Sanktionen wieder einführen“,
hält eine Sprecherin vonEU-Handels-
kommissar Peter Mandelson dage-
gen.
Doch imGrunde sindUSAund EU

nicht auf Krawall getrimmt. „Dies ist
der Augenblick für eine Erneuerung
der transatlantischen Beziehungen“,
hatte Mandelson vor seiner USA-
Reise verkündet. Beide Seiten sind
wirtschaftlich stark von einander ab-
hängig und wickeln ein Fünftel ihres
gesamten Außenhandels miteinan-
der ab. Im Jahr 2003 beliefen sich die
Exporte der Europäer auf 226 Mrd.
Euro (25,8 Prozent der gesamten Aus-
fuhrenderEU),währenddieUSAWa-
ren und Dienstleistungen für 157,2
Mrd. Euro lieferten (16,8 Prozent).
Beiderseits des Atlantiks hängen
rund 12 Millionen Arbeitsplätze von
einem reibungslosen Warenverkehr
ab. Der funktioniert in 98 Prozent der
Fälle auch ohne Klagen. Mehr als die
Streitfälle macht vielen Exporteuren
der schwacheDollar zu schaffen.
Mit ihrer geballten Marktmacht

wollen sich EU und USA nicht nur an
die Erneuerung ihrer Handelsbezie-
hungen begeben, sondern auch an
den Abschluss der laufenden Welt-
handelsrunde. Die Verhandlungen
über Marktöffnung und Subventions-
abbau schleppen sich seit Jahren er-
gebnislos dahin. Mandelson will die
atmosphärischen Verbesserungen
jetzt nutzen, ummehrDruckzu erzeu-
gen: „USA und die EU müssen ge-
meinsam die globale Führung über-
nehmen.“

Polens liberale Kräfte stellen sich
gegen einen Rechtsrutsch des Landes
Prominente Politiker planen Zentrumspartei über ideologischen Graben hinweg

Glückliches Amerika,
werte ab und werde reich

Die Zeit des Showdowns in
der Handelspolitik ist vorbei
EU und USA wollen ihre Beziehungen erneuern und eine globale Führungsrolle einnehmen
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ink BERLIN. Die Bereitschaft für
eine Reform der Nato ist sehr viel
breiter als bisher angenommen.
Nachdemeine entsprechende Initia-
tive von Bundeskanzler Gerhard
Schröder am Wochenende für Kri-
tik gesorgt hatte, sprachen sich ges-
tern sowohl Nato-Generalsekretär
Jaap de Hoop Scheffer als auch der
EU-Außenbeauftragte Javier Solana
für eine Stärkung der transatlanti-
schen Beziehungen aus. Nach Infor-
mationen des Handelsblatts haben
die Nato-Verteidigungsminister zu-
dem bereits bei ihrem informellen
Treffen vergangeneWoche in Nizza
über eine Reform diskutiert.
Dies geht aus einem vertrauli-

chen Ergebnisprotokoll des Nato-
Generalsekretärs vom 14. Februar
hervor, das dieser Zeitung vorliegt.
Darin kündigt Scheffer an, dass er
den Ministern Vorschläge vorlegen
werde, wie die Nato wieder stärker
ein politisches Forum werden
könne. „Politische Konsultationen
sind dabei der richtige Startpunkt“,
heißt es in dem Papier. Der Bundes-
kanzler hatte in seiner von Verteidi-
gungsminister Peter Struck verlese-
nenRede auf derMünchener Sicher-
heitskonferenz festgestellt, dass die
Nato nichtmehr der primäreOrt für
strategischeDebatten zwischen den
USA und den Europäern sei. Es
müsse verhindert werden, dass die
Nato sich nur „auf den kleinsten ge-
meinsamen Nenner“ verständigen
könne, stellt Scheffer weiter fest.
Tatsächlich war es etwa im Irak-

Krieg unmöglich, Entscheidungen
im Nato-Rat zu fällen, weil Be-
schlüsse dort nur einstimmig ge-
fasst werden können. Während die
Mehrheit derNato-Staaten den Irak-
Krieg befürwortete, lehnte ihn eine
Minderheit – darunter Deutschland
– ab. Zudemhatten etlicheRegierun-
gen in der Vergangenheit wieder-
holt beklagt, dass imNato-Minister-
rat in dermittlerweile auf 27Mitglie-
der angewachsenen Allianz oft nur
Stellungnahmen vorgelesenwürden
und keine Debatte stattfände.
Scheffer schreibt in seinem Pa-

pier, dass zudemderUmbauderAlli-
anz und auch der militärischen Fä-
higkeiten der Nato als Reaktion auf
die neuen Herausforderungen vo-
rangetrieben werden müsse. „Eine
Reihe von Ministern stellte fest,
dasswir imReden besser sind als im
Handeln.“ Kritisiert worden war in
der Runde auch der ungenügende
Fortschritt bei dem Versuch, inner-
halb der Nato mehr einsatzbereite
Einheiten und Material zur Verfü-
gung zu stellen. Hier, so hofft Schef-
fer, sollen es bis zumMinisterrat im
Juni vorangehen.
Auf Ablehnung stößt in Nato-

Kreisen aber weiter Schröders Vor-
schlag, dass eine Expertengruppe
Vorschläge sowohl zur Reform der
Nato wie der transatlantischen Be-
ziehungen insgesamt vorbereiten
soll. Schröder hatte in einem „Han-
delsblatt“-Interview betont, er
stehe zu dieser Idee. Scheffer hatte
es dagegen abgelehnt, ein Experten-
gremium zu Rate zu ziehen.

D ie am 4. Februar in Bagdad ent-
führte italienische Journalistin

Giuliana Sgrena hat in einem Video zu
einem Abzug der ausländischen Trup-
pen aus dem Irak aufgerufen. „Ich
bitte euch, die Besatzung zu been-
den, ich bitte die italienische Regie-
rung darum, das ist der einzige Aus-
weg aus dieser Situation“, sagt die
56-jährige Korrespondentin der Ta-
geszeitung „Il Manifesto“, die auch
für „Die Zeit“ arbeitet, mit flehender
Stimme. Das Video ohne Datum war
der Agentur APTN gestern zugegan-
gen. „Helft mir, mein Leben hängt von
euch ab“, sagt Sgrena, „niemand
sollte in diesem Moment in den Irak
kommen, auch Journalisten nicht.“
Auf dem Bildschirm ist auf Arabisch
der Schriftzug „Mudschahedin ohne
Grenzen“ eingeblendet. Mehrere isla-
mistische Gruppen hatten nach der
Entführung Bekennerschreiben veröf-
fentlicht. Ungeachtet des Appells
stimmte der Senat in Rom gestern für
die weitere Finanzierung der 3 000
italienischen Soldaten im Irak. kri

Europaparlament stellt
EU-Strategie in Frage
Kritik an Dienstleistungsrichtlinie und Finanzplanung
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Nato-Minister offen für
Reform des Bündnisses
Generalsekretär Scheffer kündigt Vorschläge an

Mit einem Wahlsieg
der Konservativen
kann sich der Wind

in Warschau
gegen Brüssel

drehen.
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Fed-Gouverneur
Bernanke wird
neuer Bush-Berater
Der Notenbankgouverneur Ben
Bernanke soll nach US-Medien-
berichten Gregory Mankiw als
Wirtschaftsberater von US-Prä-
sident George W. Bush nachfol-
gen. Der 51-Jährige Ökonom
gilt als eigenwilliger Provoka-
teur, so dass Konflikte mit dem
Weißen Haus nicht auszuschlie-
ßen sind. Mankiw hatte bereits
vor längerer Zeit erklärt, dass
er nach zwei Jahren im Weißen
Haus an die Harvard University
zurückkehren wolle. tor

Israels Parlament billigt
Gaza-Abzugsplan
Israels Parlament hat den um-
strittenen Gaza-Rückzugsplan
von Premier Ariel Scharon end-
gültig gebilligt. Mit 59 zu 40
Stimmen verabschiedete die
Knesset gestern ein Gesetz,
das eine Entschädigung für die
9 000 betroffenen jüdischen
Siedler vorsieht. Dafür sollen
umgerechnet 667 Mill. Euro vor-
gesehen seien. Der Abzug aus
Gaza und Teilen der Westbank
soll im Sommer beginnen. ap

Kritik an Barrosos
Wahlkampf-Auftritt
EU-Kommissionspräsident José
Barroso hat eine Beteiligung
am Wahlkampf für seine konser-
vative portugiesische Partei ver-
teidigt. Dadurch sei „die Unab-
hängigkeit des Präsidenten
nicht in Frage gestellt“, betonte
seine Sprecherin. Vor allem die
europäischen Sozialisten hat-
ten Barroso, der früher Premier
in Portugal war, für seinen Fern-
sehspot kritisiert. In Umfragen
für die Wahl am Sonntag liegt
Barrosos Partei zurück. ap

US-Journalisten drohen
lange Haftstrafen
Ein Berufungsgericht in den
USA droht zwei US-Reportern
mit 18 Monaten Haft, weil sie
sich weigern, vertrauliche Ge-
spräche mit Regierungsvertre-
tern preiszugeben. Dutzende
Journalisten waren der Frage
nachgegangen, ob Beamte aus
Rache an einem Kritiker der Re-
gierung und des Irak-Krieges
die Identität von dessen Frau,
der CIA-Agentin Valerie Plame,
lüfteten. Die Justiz lud darauf-
hin mehrere Journalisten vor
und verlangte Auskünfte über
vertrauliche Gespräche. bac

Indien und Pakistan öffnen
Grenze in Kaschmir
Mit der Einrichtung einer Bus-
verbindung zwischen dem indi-
schen und dem pakistanischen
Teil Kaschmirs haben die bei-
den Atommächte den größten
Durchbruch in ihren rund einjäh-
rigen Friedensgesprächen er-
zielt. Vom 7. April an soll der
Busverkehr von Srinagar nach
Muzaffarabad wieder aufge-
nommen werden. dpa

GIULIANA SGRENA FORDERT IN EINEM VIDEO DAS ENDE DER BESATZUNG IM IRAK NEUES AUS DER WISSENSCHAFT

Tauwetter über dem
Atlantik
In der kommenden Woche will
US-Präsident George W. Bush in
Europa die transatlantischen Ver-
stimmungen beilegen. In dieser Serie
macht das Handelsblatt eine
Bestandsaufnahme der großen
Kooperations- und Konfliktfelder.
Lesen Sie morgen die letzte Folge:
In der Umweltpolitik setzt George
W. Bush auf Freiwilligkeit – und
erntete damit Kritik bei Industrie
und Politik in Deutschland.
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